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BUNDESARBEITSGERICHT 
 
 
5 AZR 130/12 
4 Sa 252/10 
Landesarbeitsgericht 
Nürnberg 
 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
15. Mai 2013 

URTEIL 
 
Metze, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle 
 
 

In Sachen 

 

 

 Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

 
pp. 

 

 

 Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter, 

 

 

 

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 15. Mai 2013 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeits-

gerichts Dr. Müller-Glöge, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Laux, den 

Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Biebl sowie den ehrenamtlichen Richter 

Ilgenfritz-Donné und die ehrenamtliche Richterin Christen für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Nürnberg vom 8. Juni 2011 - 4 Sa 
252/10 - aufgehoben. 

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Nürnberg vom 4. März 2010 - 4 Ca 
8208/09 - in den Ziffern 3. und 4. abgeändert und inso-
weit die Klage abgewiesen. 

3. Von den Kosten des Rechtsstreits erster Instanz haben 
der Kläger 93/100 und die Beklagte 7/100 zu tragen. 
Die Kosten der Berufung und der Revision hat der Klä-
ger zu tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten in der Revisionsinstanz noch über Vergütung we-

gen Annahmeverzugs für den Monat Oktober 2009. 

Der 1959 geborene Kläger war seit Juni 1991 bei der Beklagten als 

Kraftfahrer beschäftigt und bezog zuletzt ein Bruttomonatsentgelt iHv. 

2.200,00 Euro. 

Der vormalige, zwischenzeitlich einem Krebsleiden erlegene Inhaber 

der Beklagten suchte den damals arbeitsunfähigen Kläger am 27. Juni 2009 

zuhause auf und übergab ihm ein auf den 30. Juni 2009 vordatiertes Schreiben, 

das lautet: 

         „K Ü N D I G U N G 

 Sehr geehrter Herr Sch, 

 hiermit kündigen wir Ihnen fristgemäß zum 30.09.09. 

 Die Kündigung erfolgt aus betriebsbedingten Gründen. 

 Mit freundlichen Grüßen 

 D S“ 
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Vom Kläger, der eine außerordentliche Kündigung vermeiden wollte, 

darauf angesprochen, versicherte Herr S, er habe dies geprüft. Die ordnungs-

gemäße Frist zum 30. September 2009 sei wie das Wort „fristgemäß“ ausdrück-

lich im Kündigungsschreiben enthalten. Der Kläger zeichnete das Kündigungs-

schreiben gegen und wurde von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung 

freigestellt. 

Zum 1. November 2009 ging der Kläger ein neues Arbeitsverhältnis ein, 

in dem er 1.800,00 Euro brutto monatlich verdiente. 

Mit einem per Telefax am 27. Oktober 2009 eingereichten und der Be-

klagten am 31. Oktober 2009 zugestellten Schriftsatz hat der Kläger zunächst 

Kündigungsschutzklage erhoben, mit der er die fehlende soziale Rechtfertigung 

der Kündigung geltend gemacht hat. Außerdem hat er einen allgemeinen 

Feststellungsantrag anhängig gemacht und ein Zeugnis sowie - für den Fall des 

Obsiegens mit dem Feststellungsantrag - Weiterbeschäftigung begehrt. Da-

rüber hinaus hat er „vorsorglich Wiedereinsetzung“ beantragt und dazu unter 

Beweisantritt vorgetragen, er sei im Anschluss an die Übergabe des Kündi-

gungsschreibens schwer erkrankt und weder prozess- noch geschäftsfähig 

gewesen. Erst am 26. Oktober 2009 sei er wieder soweit hergestellt gewesen, 

dass er erkannte, der Beklagten müsse bei der Kündigungsfrist offenbar ein 

Irrtum unterlaufen sein. 

Nach der Güteverhandlung hat der Kläger erklärt, es sei ihm - auch 

wenn Wiedereinsetzungsgründe vorlägen - nur noch an der Einhaltung der 

ordentlichen Kündigungsfrist und dem Erhalt der entsprechenden Vergütung 

gelegen. Er sei im Oktober 2009 arbeitslos gewesen, habe aber wegen fehlen-

der Arbeitsbescheinigung kein Arbeitslosengeld erhalten. 

Der Kläger hat erstinstanzlich - unter Klagerücknahme im Übrigen - zu-

letzt beantragt, 

         1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
2.760,00 Euro brutto nebst Zinsen in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 
2.200,00 Euro seit dem 1. November 2009, weiteren 
160,00 Euro seit dem 1. Dezember 2009 und weite-
ren 400,00 Euro seit dem 1. Januar 2010 zu zahlen; 
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 2. die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger für die 
Gesamtdauer des Arbeitsverhältnisses eine Arbeits-
bescheinigung nach § 312 SGB III auszustellen und 
zuzusenden. 

 

Die Beklagte hat wegen eines Betrags von 2.200,00 Euro brutto Klage-

abweisung beantragt und im Übrigen die Anträge anerkannt. Sie hat zunächst 

geltend gemacht, im Monat Oktober 2009 nicht im Annahmeverzug gewesen zu 

sein. Der Kläger habe erstmals mit der Zustellung der Kündigungsschutzklage 

seine Arbeitsleistung angeboten und zuvor das Arbeitsverhältnis für beendet 

gehalten. In der Revisionsinstanz hat die Beklagte sich darauf berufen, die 

Kündigung sei nach § 7 KSchG zum 30. September 2009 wirksam geworden 

und habe das Arbeitsverhältnis zu diesem Zeitpunkt beendet. 

Das Arbeitsgericht hat der Klage mit Teilanerkenntnis- und Schlussurteil 

stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die auf Vergütung wegen Annah-

meverzugs für den Monat Oktober 2009 beschränkte Berufung der Beklagten 

zurückgewiesen. Mit der vom Bundesarbeitsgericht zugelassenen Revision 

verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter. 

 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision der Beklagten ist begründet. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung der Beklagten zu Unrecht zurückgewiesen. Die Klage ist, soweit 

sie in der Revisionsinstanz anhängig geworden ist, unbegründet. Der Kläger hat 

für den Monat Oktober 2009 keinen Anspruch auf Vergütung wegen Annahme-

verzugs gemäß § 615 Satz 1 iVm. § 611 Abs. 1 BGB. 

I. Das Arbeitsverhältnis der Parteien hat durch die Kündigung der Beklag-

ten nicht zum 30. September 2009, sondern erst zum 31. Dezember 2009 

geendet. Davon geht das Landesarbeitsgericht mit der Bezugnahme auf die 

Entscheidungsgründe des Arbeitsgerichts im Ergebnis zutreffend aus. 
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1. Die ordentliche, auf den 30. Juni 2009 vordatierte und zum 30. Sep-

tember 2009 ausgesprochene Kündigung der Beklagten hat die gesetzliche 

- verlängerte - Kündigungsfrist des § 622 Abs. 2 Satz 1 BGB nicht gewahrt. 

Ohne dass es auf den wegen des Vorrangs des Unionsrechts nicht mehr 

anwendbaren § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB (vgl. EuGH 19. Januar 2010              

- C-555/07 - [Kücükdeveci] Rn. 43, Slg. 2010, I-365; BAG 1. September 2010 

- 5 AZR 700/09 - Rn. 18 mwN, BAGE 135, 255) ankäme, hat das Arbeitsver-

hältnis der Parteien zum Zeitpunkt der Kündigung mehr als 15 Jahre bestan-

den. Die Kündigungsfrist beträgt somit nach § 622 Abs. 2 Nr. 6 BGB sechs 

Monate zum Ende eines Kalendermonats. Das Arbeitsverhältnis konnte deshalb 

durch eine am 27. Juni 2009 übergebene ordentliche Kündigung erst zum 

31. Dezember 2009 beendet werden. 

2. Die Kündigung der Beklagten ist nicht nach § 7 KSchG zum 30. Sep-

tember 2009 wirksam geworden. 

Ob bei einer ordentlichen Kündigung die Nichteinhaltung der objektiv 

richtigen Kündigungsfrist mit der fristgebundenen Klage nach § 4 Satz 1 KSchG 

geltend gemacht werden muss, hängt davon ab, ob die Nichteinhaltung der 

Kündigungsfrist zur Unwirksamkeit der Kündigungserklärung führt. Das ist der 

Fall, wenn sich die mit zu kurzer Frist ausgesprochene Kündigung nicht als eine 

solche mit der rechtlich gebotenen Frist auslegen lässt. Bedürfte die Kündigung 

der Umdeutung in ein anderes Rechtsgeschäft, nämlich in eine Kündigung mit 

zulässiger Frist, gilt die mit zu kurzer Frist ausgesprochene Kündigung nach § 7 

KSchG als rechtswirksam und beendet das Arbeitsverhältnis zum „falschen 

Termin“, wenn die zu kurze Kündigungsfrist nicht als anderer Rechtsunwirk-

samkeitsgrund binnen drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung 

im Klagewege (§ 4 Satz 1, § 6 KSchG) geltend gemacht worden ist (BAG 

1. September 2010 - 5 AZR 700/09 - Rn. 20, BAGE 135, 255; vgl. auch 

APS/Linck 4. Aufl. § 622 BGB Rn. 66 ff.; ErfK/Kiel 13. Aufl. § 4 KSchG Rn. 5; 

HaKo/Gallner 4. Aufl. § 6 KSchG Rn. 18 ff.; KR/Rost 10. Aufl. § 7 KSchG Rn. 3b 

und KR/Friedrich 10. Aufl. § 13 KSchG Rn. 289; Schwarze Anm. zu BAG AP 

KSchG 1969 § 4 Nr. 71, jeweils mwN zum Streitstand im Schrifttum). Insoweit 
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besteht entgegen der Auffassung des Klägers keine Divergenz zwischen dem 

Fünften und dem Zweiten Senat des Bundesarbeitsgerichts (vgl. BAG 

9. September 2010 - 2 AZR 714/08 - Rn. 12, BAGE 135, 278). 

3. Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts hat allerdings in der 

Vergangenheit angenommen, die Auslegbarkeit einer ordentlichen Kündigung 

mit fehlerhafter Kündigungsfrist als solche zum richtigen Kündigungstermin sei 

der Regelfall. Denn der Empfänger der Kündigungserklärung dürfe sich nicht 

einfach auf den wörtlichen Sinn der Erklärung verlassen, sondern müsse 

seinerseits unter Berücksichtigung aller ihm erkennbaren Umstände, die dafür 

von Bedeutung sein können, danach trachten, das Gemeinte zu erkennen. Bei 

einer ordentlichen Kündigung sei für den Kündigungsadressaten erkennbar, 

dass der Kündigende die einzuhaltende Kündigungsfrist grundsätzlich wahren 

wolle, weil er aufgrund gesetzlicher, tariflicher oder einzelvertraglicher Regelun-

gen an sie gebunden sei (BAG 15. Dezember 2005 - 2 AZR 148/05 - Rn. 25 ff., 

BAGE 116, 336; dem folgend: BAG 9. Februar 2006 - 6 AZR 283/05 - Rn. 32, 

BAGE 117, 68; ausdrücklich offengelassen: BAG 21. August 2008 - 8 AZR 

201/07 - Rn. 31; nicht entscheidungserheblich: BAG 9. September 2010 

- 2 AZR 714/08 - Rn. 13, BAGE 135, 278). Einer solchen Auslegungsregel fehlt 

die hinreichende Tatsachenbasis. Ob Arbeitgeber tatsächlich stets - und für die 

Arbeitnehmer als Erklärungsempfänger erkennbar - die objektive einzuhaltende 

Kündigungsfrist wahren wollen, ist bislang empirisch unerforscht geblieben. 

Zudem ist eine Kündigung zum 30. September ein anderes Rechtsgeschäft als 

eine solche zum 31. Dezember. Das Risiko, einen ausdrücklich genannten 

Kündigungstermin rechtlich zutreffend bestimmt zu haben, darf nicht auf den 

Empfänger der Kündigungserklärung abgewälzt werden (zutr. Schwarze Anm. 

zu BAG AP KSchG 1969 § 4 Nr. 71; vgl. auch vHH/L/Linck 15. Aufl. § 4 KSchG 

Rn. 22a). 

4. Ob eine ordentliche Kündigung mit objektiv fehlerhafter Kündigungsfrist 

im Regelfall als eine solche mit rechtlich zutreffender Kündigungsfrist ausgelegt 

werden kann, bedarf keiner abschließenden Entscheidung des Senats. Im 

Streitfall kann die Kündigung der Beklagten nach ihrem Inhalt und den festge-
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stellten Begleitumständen als eine solche zum 31. Dezember 2009 ausgelegt 

werden. 

a) Das Landesarbeitsgericht hat die Kündigungserklärung der Beklagten 

nicht ausgelegt, sondern ist durch Bezugnahme auf das Urteil des Arbeitsge-

richts ohne nähere Begründung der Auslegungsregel des Zweiten Senats des 

Bundesarbeitsgerichts gefolgt, obwohl es in der Berufungsverhandlung zur 

Erläuterung seines Vergleichsvorschlags noch auf - vermeintlich - „unterschied-

liche Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts“ hingewiesen hatte. Die 

Auslegung der atypischen Willenserklärung kann der Senat aber selbst vor-

nehmen, weil der erforderliche Sachverhalt vollständig festgestellt und kein 

weiteres tatsächliches Vorbringen der Parteien zu erwarten ist (st. Rspr., vgl. 

nur BAG 1. September 2010 - 5 AZR 700/09 - Rn. 24 mwN, BAGE 135, 225). 

b) Gegen eine Auslegung als Kündigung zum 31. Dezember 2009 spricht, 

dass die Kündigungserklärung ausdrücklich das Datum 30. September 2009 

enthält. Damit hat die Beklagte den Wirkungszeitpunkt ihrer Willenserklärung 

bestimmt und grundsätzlich das Risiko der rechtlichen Zulässigkeit des Termins 

übernommen. Das Datum relativiert sich aber durch den Zusatz „fristgemäß 

zum“. Damit lässt die Kündigungserklärung erkennen, dass die Beklagte auch 

Wert darauf legte, die maßgebliche Kündigungsfrist einzuhalten (insoweit aA 

Schwarze Anm. zu BAG AP KSchG 1969 § 4 Nr. 71). Ob es der Beklagten 

entscheidend auf das Datum oder die Einhaltung der „richtigen“ Kündigungsfrist 

angekommen ist, erschließt sich aus den vom Landesarbeitsgericht durch 

Bezugnahme auf die erstinstanzliche Entscheidung festgestellten, außerhalb 

der Kündigungserklärung liegenden Begleitumständen. Diese bieten hinrei-

chende Anhaltspunkte dafür, die Beklagte habe die Kündigung (auch) zu einem 

anderen Termin gewollt als (nur) zu dem im Kündigungsschreiben festgehalte-

nen Datum. Denn bei der Übergabe des Kündigungsschreibens wurde dem 

Kläger auf sein Begehr, keine außerordentliche Kündigung zu erhalten, von 

dem damaligen Inhaber der Beklagten versichert, er habe dies geprüft, die 

ordnungsgemäße Frist sei im Kündigungsschreiben benannt. Daraus ist - für 

den Kläger erkennbar - deutlich geworden, dass es der Beklagten wesentlich 
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um die Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist ging und sich das in das 

Kündigungsschreiben aufgenommene Datum lediglich als das Ergebnis einer 

fehlerhaften Berechnung der zutreffenden Kündigungsfrist erweist. 

c) Einer Auslegung der Kündigungserklärung als Kündigung zum 

31. Dezember 2009 steht das Bestimmtheitsgebot nicht entgegen. Danach 

muss sich aus der Kündigungserklärung ergeben, zu welchem Zeitpunkt das 

Arbeitsverhältnis beendet werden soll (BAG 15. Dezember 2005 - 2 AZR 

148/05 - Rn. 24, BAGE 116, 336), ohne dass der Arbeitnehmer darüber rätseln 

muss, zu welchem anderen als in der Kündigungserklärung genannten Termin 

der Arbeitgeber die Kündigung gewollt haben könnte (BAG 1. September 2010 

- 5 AZR 700/09 - Rn. 27, BAGE 135, 225). Dem genügt die Kündigung der 

Beklagten. Sie enthält nicht nur ein bestimmtes Datum, sondern den Zusatz 

„fristgemäß zum“. Nachdem zwischen den Parteien außer Streit steht, dass für 

ihr Arbeitsverhältnis keine anderen als die gesetzlichen Kündigungsfristen 

gelten, kann der Kläger anhand von § 622 Abs. 2 Satz 1 BGB in einem einfa-

chen Rechenschritt die maßgebliche Kündigungsfrist selbst berechnen, ohne 

dass er von § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB in die Irre geführt werden könnte.  

II. Die Beklagte befand sich im Monat Oktober 2009 nicht im Annahme-

verzug. 

1. Gemäß § 293 BGB kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er die ihm 

angebotene Leistung nicht annimmt. Im unstreitig bestehenden Arbeitsverhält-

nis muss der Arbeitnehmer die Arbeitsleistung tatsächlich anbieten, § 294 BGB. 

Streiten die Parteien über die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses, genügt 

gemäß § 295 BGB ein wörtliches Angebot des Arbeitnehmers, weil der Arbeit-

geber mit der Berufung auf das Ende des Arbeitsverhältnisses erklärt, er werde 

keine weitere Arbeitsleistung mehr annehmen. Dieses wörtliche Angebot kann 

darin liegen, dass der Arbeitnehmer gegen die Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses protestiert und/oder eine Bestandsschutzklage einreicht (BAG 

19. September 2012 - 5 AZR 627/11 - Rn. 28 mwN). Lediglich für den Fall einer 

unwirksamen Arbeitgeberkündigung geht die Rechtsprechung des Bundes-

arbeitsgerichts von der Anwendbarkeit des § 296 BGB aus (zuletzt BAG 

20 

21 

22 



- 9 - 5 AZR 130/12 

   - 10 -   

22. Februar 2012 - 5 AZR 249/11 - Rn. 14; 16. April 2013 - 9 AZR 554/11 - 

Rn. 18, jeweils mwN). Soweit der Zweite Senat in einer älteren Entscheidung 

(BAG 21. März 1996 - 2 AZR 362/95 -) angenommen hat, § 296 BGB könne 

auch im ungekündigten Arbeitsverhältnis Anwendung finden, hält der nunmehr 

nach dem Geschäftsverteilungsplan für die Vergütung wegen Annahmeverzugs 

allein zuständige erkennende Senat daran nicht fest. 

2. Gemessen an diesen Grundsätzen war ein Angebot der Arbeitsleistung 

nicht nach § 296 BGB entbehrlich. Die fehlerhafte Kündigungsfrist bedingt im 

Streitfall nicht die Unwirksamkeit der Kündigung, sondern lässt sich als solche 

zu dem „richtigen“ Termin auslegen. 

Andererseits war der Kläger nicht gehalten, die Arbeitsleistung tatsäch-

lich anzubieten. Auch bei einem Streit lediglich über den Zeitpunkt der Beendi-

gung eines Arbeitsverhältnisses genügt gemäß § 295 BGB ein wörtliches 

Angebot jedenfalls dann, wenn der Arbeitgeber mit der Aufnahme eines Datums 

in die Kündigung erklärt, er werde nach diesem Zeitpunkt keine weitere Arbeits-

leistung mehr annehmen. Ein wörtliches Angebot ist aber erst mit der am 

31. Oktober 2009 zugestellten Kündigungsschutzklage erfolgt. Dieses Angebot 

wirkt nicht zurück. Danach hat der Kläger für den gesamten Monat Oktober 

2009 die Arbeitsleistung nicht wörtlich angeboten. Er hat bis dahin auch nicht 

gegen eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses zum 30. September 2009 in 

anderer Weise protestiert.  

3. Ein Angebot der Arbeitsleistung wäre entbehrlich gewesen, wenn der 

Kläger im Monat Oktober 2009 von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleis-

tung freigestellt gewesen wäre. Denn die Aufhebung der Arbeitspflicht bedeutet 

einen Verzicht auf das Angebot der Arbeitsleistung (BAG 23. Januar 2008 

- 5 AZR 393/07 - Rn. 13). Ob der Kläger über den 30. September 2009 hinaus 

freigestellt war, kann der Senat aufgrund der bisherigen Feststellungen des 

Berufungsgerichts nicht beurteilen. Die Annahme des Landesarbeitsgerichts, 

zwischen den Parteien sei eine Freistellungsvereinbarung zustande gekommen, 

die sich zumindest auch auf den Monat Oktober 2009 bezogen habe, steht im 

Widerspruch zur - vorherigen - Feststellung des Landesarbeitsgerichts, der 
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damalige Inhaber der Beklagten habe bei Übergabe des Kündigungsschreibens 

am 27. Juni 2009 den Kläger von der Erbringung der Arbeitsleistung „einseitig“ 

freigestellt. Mit welchem (ungefähren) Wortlaut dies erfolgte, ist ebenso wenig 

festgestellt wie möglicherweise für die Auslegung ergiebige Begleitumstände 

der Freistellungserklärung. 

4. War der Kläger - zu seinen Gunsten unterstellt - im Oktober 2009 von 

der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung freigestellt und deshalb ein Ange-

bot der Arbeitsleistung nicht erforderlich, ist die Klage gleichwohl unbegründet. 

Denn unbeschadet der sonstigen Voraussetzungen des Annahmeverzugs 

kommt der Arbeitgeber nicht in Annahmeverzug, wenn der Arbeitnehmer außer 

Stande ist, die Leistung zu bewirken, § 297 BGB. Die objektive Leistungsfähig-

keit ist eine von dem Leistungsangebot und dessen Entbehrlichkeit unabhängi-

ge Voraussetzung, die während des gesamten Annahmeverzugszeitraums 

vorliegen muss. Die Aufhebung der Arbeitspflicht bedeutet zwar einen Verzicht 

des Arbeitgebers auf das Angebot der Arbeitsleistung. Jedoch muss der Arbeit-

nehmer zur Erbringung der arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitsleistung fähig 

sein, ein Absehen von den Erfordernissen des § 297 BGB bedarf der ausdrück-

lichen Vereinbarung der Parteien (BAG 23. Januar 2008 - 5 AZR 393/07 - 

Rn. 13 mwN). 

Grundsätzlich hat bei Streit über die Leistungsfähigkeit der Arbeitgeber 

darzulegen und zu beweisen, dass der Arbeitnehmer zur Leistung objektiv 

außer Stande war. Er muss hierfür Indizien vortragen, aus denen darauf ge-

schlossen werden kann (BAG 22. Februar 2012 - 5 AZR 249/11 - Rn. 16 f. 

mwN). Davon zu unterscheiden ist der Fall, dass sich bereits aus dem Sachvor-

trag des Arbeitnehmers selbst Indizien ergeben, aus denen auf eine fehlende 

Leistungsfähigkeit in dem Zeitraum, für den Vergütung wegen Annahmeverzugs 

begehrt wird, geschlossen werden kann. In einem solchen Falle ist die Klage 

unschlüssig, wenn der Arbeitnehmer die selbst geschaffene Indizwirkung nicht 

ausräumt und substantiiert darlegt, dass er gleichwohl arbeitsfähig war. 

Im Streitfall hat der Kläger vorgetragen, nach Übergabe des Kündi-

gungsschreibens schwer erkrankt und bis fast Ende Oktober 2009 prozess- und 
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geschäftsunfähig gewesen zu sein. Er hat dafür sogar Beweis angeboten durch 

das Zeugnis des ihn behandelnden Arztes. War der Kläger aber aufgrund einer 

schweren Erkrankung bis zum 26. Oktober 2009 prozess- und geschäftsunfä-

hig, musste er erläutern, aufgrund welcher Tatsachen er gleichwohl ab dem 

1. Oktober 2009 für die geschuldete Tätigkeit als Kraftfahrer arbeitsfähig gewe-

sen sein soll. Das ist nicht erfolgt.  

III. Von den Kosten des Rechtsstreits erster Instanz haben gemäß § 92 

Abs. 1, § 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO der Kläger 93/100 und die Beklagte 7/100 zu 

tragen. Die Kosten der Berufung und der Revision hat der Kläger nach § 91 

Abs. 1 ZPO zu tragen. 

 Müller-Glöge  Laux  Biebl  

  Ilgenfritz-Donné  A. Christen   
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